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1 Anlass 

Die Gemeinde Aholming erlässt gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 des BauGB die Ergänzungssatzung „Sport-

platzstraße - Aholming“. Innerhalb der in der Satzung festgelegten Grenzen richtet sich die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB.  
 
Ziel der Ergänzungssatzung ist es, auf einer Teilfläche des Flurstücks 171 (Gmkg. Aholming) den 
Bau eines Einfamilienhauses mit Garage zu ermöglichen und somit eine einzelne Fläche im Außen-
bereich in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einzubeziehen. Eine maßvolle Erweiterung des 
Innenbereichs wird hierdurch ermöglicht.  
 
Die Voraussetzungen für den Erlass einer Ergänzungssatzung sind gegeben: 

▪ Vorhandensein eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, 

▪ Prägung einzelner Außenbereichsfläche durch die bauliche Nutzung des angrenzenden Be-

reichs,  

▪ die Ergänzungssatzung ist mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung vereinbar, 

▪ zudem werden keine Vorhaben zugelassen, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung unter-

liegen und es sind keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buch-

stabe b genannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete) gegeben, 

▪ alle öffentlichen und privaten Belange werden gegeneinander und untereinander abgewogen 

und  

▪ die Abhandlung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung wird durchgeführt. 

 

2 Flächennutzungsplan 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Gemeinde Aholming stellt den bebaubaren Bereich der 
Ergänzungssatzung „Sportplatzstraße“ als Dorfgebiet dar.  
 

 
Abbildung 1: Ausschnitt FNP 
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3 Erschließung, Ver- und Entsorgung 

Verkehrliche Erschließung 

Der Ergänzungsbereich wird über die vorhandene Erschließungsstraße „Sportplatzstraße“ er-
schlossen.  
 

Niederschlagswasserbeseitigung 

Das Niederschlagswasser wird breitflächig zur Versickerung gebracht.  

 
Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an die zentrale Wasserversorgung der Gemeinde Ahol-
ming gewährleistet.  
 
Abwasserentsorgung 
Häusliches Schmutzwasser ist in den gemeindlichen Abwasserkanal einzuleiten und der Kläranlage 
Aholming zuzuführen. Die Kläranlage ist ausreichend aufnahmefähig.  
 
Abfallentsorgung 

Die zukünftigen Anwohner müssen die Abfallbehälter rechtzeitig am Tage der Entleerung auf defi-
nierten Sammelplatz bereitstellen.  
 
Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallwirtschaftssatzung des ZAW 

Donau-Wald bleiben hiervon unberührt und sind ebenfalls zu beachten. Die Ausweisung und opti-
male Gestaltung von ausreichenden Stellplätzen für Abfallbehälter des praktizierten 3-Tonnen­ 
Holsystems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) am Grundstück und für die Tonnenbereitstellung am 

Straßenrand ist vorzusehen. 
 
Löschwasserversorgung 
Die Löschwasserversorgung wird durch das bestehende Hydrantennetz gesichert. Hierbei muss 
eine Löschwasserversorgung von 48m³/h bzw. 96 m³/2h gewährleistet werden.  

 
Stromversorgung 

Die Stromversorgung wird über die Bayernwerk Netz GmbH sichergestellt.  
 
Für Kabelhausanschlüsse dürfen nur marktübliche und zugelassene Einführungssysteme, welche 
bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Ein Prüfungsnachweis der Einfüh-
rung ist nach Aufforderung den Bayernwerk Netz GmbH durch die zukünftigen Bauherren vorzule-

gen. 
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4 Immissionen 

Der Geltungsbereich der Ergänzungssatzung grenzt unmittelbar an landwirtschaftlich genutzte 

Flächen an. Die landwirtschaftliche Nutzung der umliegenden Flächen unterliegt gegenüber der 
Planung dem Rücksichtnahmegebot, dies ist neben der Anwendung der "guten fachlichen Praxis" 
mit den entsprechenden Einschränkungen zu berücksichtigen bzw. im ortsüblichen Rahmen hinzu-
nehmen.  
 

Die von den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Grundstücken und Betriebsstätten 
ausgehenden Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen, auch 

über das übliche Maß hinausgehend, sind zu dulden. Insbesondere auch dann, wenn landwirt-
schaftliche Arbeiten nach Feierabend sowie an Sonn- und Feiertagen oder während der Nacht-

zeit vorgenommen werden, falls die Wetterlage während der Erntezeit solche Arbeiten er-

zwingt. 
 

Im Rahmen einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung wirken sich diese Immissionen 
nicht beeinträchtigend auf das Wohnen innerhalb des Geltungsbereiches aus. 
 

5 Bodendenkmäler 

Im Denkmalviewer Bayern sind keine Hinweise auf Boden- oder Baudenkmäler im Ergänzungsbereich 
vorhanden und es werden auch keine Bodendenkmäler vermutet.   
 
Weiter östlich befinden sich in ca. 200 m Entfernung einige Bodendenkmäler: 

 
Im erweiteren Umgriff zum Ergänzungsbereich befindet sich das Einzelbaudenkmal gemäß Art. 1, 
Abs. 2 BayDSchG, welches mit folgendem Text in der Denkmalliste des Landkreises Deggendorf 

verzeichnet sind: 

▪ D-2-7-111-1 Kath. Pfarrkirche St. Stephan, barocker Saalbau mit eingezogenem gotischen 

Chor und südseitigem Satteldachturm, bez. 1766, Chor und Turm um 1500; mit Ausstat-

tung 

Direkte Blick- und Sichtbeziehungen auf die Baudenkmäler sind am Standort der Ergänzungssat-

zung nicht gegeben.  

 
Durch das zukünftige Bauvorhaben sind keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Wesen, das 

überlieferte Erscheinungsbild und die künstlerische Wirkung des Denkmalbestandes erkennbar 
oder ersichtlich. 
 
Das genannte Baudenkmal wird weder verändert oder beseitigt. Auch werden keine Anlagen in der 
Nähe dieses Baudenkmales errichtet, die sich auf den Bestand oder das Erscheinungsbild auswir-

ken.  
 

Auf die geltenden Schutzbestimmungen der Art. 4- 6 BayDSchG wird hingewiesen. 
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6 Lage im eingedeichten Gebiet der Isar 

Der Geltungsbereich liegt in den Polderlagen rechts der Isar. Der Hochwasserschutz ist in diesem 

Bereich bereits für ein einhundertjährliches Hochwasser (HW100) ausgebaut, so dass hier im was-
serrechtlichen Sinne ein „Gebiet mit HW100-Schutz" vorliegt. Der Geltungsbereich liegt daher nicht 
in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Die Hochwasserschutzanlagen sind zwar für ein 
100-jährliches Hochwasserereignis (HQ100) ausgelegt, bieten jedoch keinen planmäßigen Schutz 
vor einem extremen Hochwasserereignis (HQextrem) der Isar. Ein HQextrem ist ein Hochwasserer-
eignis, das selten auftritt und zu deutlich höheren Wasserständen als ein HQ100 führt. Für die Ab-
flussmenge wird in etwa die 1,5-fache Menge des HQ100 angenommen. In den erstellten Hochwas-
sergefahren- und -risikokarten ist der Geltungsbereich daher als Gebiet gekennzeichnet, in dem 
eine Hochwassergefahr und ein Hochwasserrisiko bei einem extremen Hochwasserereignis (HQext-
rem) der Isar besteht. In Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten sind bei der 
Ausweisung neuer Baugebiete insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermei-
dung erheblicher Sachschäden in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches zu be-

rücksichtigen. 
 

 
Abbildung 2: HQextrem 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird im Hinblick auf eine eigenverantwortliche Hochwasservor-

sorge die Einhaltung der folgenden Maßnahmen empfohlen: 

▪ Zum Schutz von Leib und Leben sollten in den Gebäuden Fluchträume in ausreichender Größe 
über dem HW100-Wasserspiegel liegen. Fluchtwege zu diesen Räumen sind stets freizuhalten. 
In den Bauzeichnungen sind die Angabe der NN-Höhe, bezogen auf die Oberkante des Fertig-
fußbodens im Erdgeschoss, einzutragen. 

▪ In Katastrophenfällen (Versagen der Hochwasserschutzeinrichtungen bzw. größeres Hochwas-
serereignis als das 100-jährliche Hochwasserereignis) sollten keine existenzbedrohenden 
Schäden auftreten. Existenzbedrohende Schäden liegen dann vor, wenn das Gebäude infolge 
Hochwasser einen Totalschaden erleidet oder dessen Standsicherheit nicht mehr gewährleistet 
ist. Im Wesentlichen sollten Baumaterialien mit hoher Widerstandsfähigkeit gegen Wasserein-
wirkung verwendet werden. 
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▪ Die Gebäudetechnik, insbesondere die Heizungs-, Abwasser- und Elektroinstallation, sollte 

mindestens an den HW100-Wasserspiegel angepasst sein. Die wesentlichen Anlagenteile soll-
ten, soweit möglich, oberhalb der HW100-Kote errichtet werden. Insbesondere wird auf § 78c 
Wasserhaushaltsgesetzt (WHG) hingewiesen. 

▪ Auch in Katastrophenfällen sollte eine Gefährdung sowie Schäden durch den Umgang mit was-

sergefährdenden Stoffen ausgeschlossen werden. Dies betrifft insbesondere den Umgang mit 

Heizöl. 

 

7 Wild abfließendes Niederschlagswasser, Starkregen und Sturzfluten  

Wild abfließendes Wasser soll grundsätzlich gegenüber den bestehenden Verhältnissen nicht nach-

teilig verändert werden. Als Starkregen bezeichnet man laut den Warnkriterien des Deutschen Wet-
terdienstes Niederschläge von mehr als 25 Millimeter pro Stunde oder mehr als 35 Millimeter in 
sechs Stunden. Starkregen entsteht häufig beim Abregnen massiver Gewitterwolken. Sturzfluten 

entstehen meist infolge von solchen Starkregenereignissen, wenn das Wasser nicht schnell genug 
im Erdreich versickern oder über ein Kanalsystem abgeführt werden kann. Es bilden sich schlagartig 
oberirdische Wasserstraßen bis hin zu ganzen Seen.  
 

Sturzfluten können überall auftreten, unabhängig davon, ob Bäche oder andere fließende Gewässer 
in der Nähe sind. Bereits leichtere Hanglagen begünstigen, dass herabstürzende Wassermassen auf 
Gebäude zuströmen.  

 
Ebenso kann es bei ebenen Straßen zu einem Rückstau im Kanalsystem kommen, was zu Über-
schwemmungen führt. Die Entwässerungskanäle sind meist nicht auf Sturzfluten ausgelegt. Daher 
können die Regenmassen nur zum Teil über das Kanalsystem abgeführt werden und der andere, oft 

erhebliche Teil der Regenmassen bahnt sich oberirdisch in meist unkontrollierter Weise seinen Weg 
über Straßen und Grundstücke. Dies führt zu Schäden an und in Bauwerken, sofern keine ausrei-
chenden Schutzvorkehrungen bestehen.  
 

8 Altlasten und Schadenfälle 

Über Altlasten und Schadenfälle im Bereich der o.g. Ergänzungssatzung liegen keine Erkenntnisse 

vor.  
 
Hinsichtlich etwaig vorhandener weiterer Altlasten und deren weitergehende Kennzeichnungs-
pflicht gemäß Baugesetzbuch sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflichten wird ein Ab-
gleich mit dem aktuellen Altlastenkataster des Landkreises durch die zukünftigen Bauherren emp-

fohlen.  
 

Weiter wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich generell 
von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtlichen Störungen 

oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) ist das Landratsamt bzw. das WWA Deg-
gendorf zu informieren. 
 

9 Umweltbericht 

Eine Umweltprüfung ist für die vorliegende Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 nicht 
durchzuführen.   
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10 Abhandlung der Eingriffsregelung 

10.1 Bestandsaufnahme und Bewertung 

Die Bewertung des Ausgangszustands erfolgt nach den Listen 1 a bis 1 c des Leitfadens „Bauen im 
Einklang mit Natur und Landschaft (Hrsg. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und 
Verkehr, Stand Dezember 2021).  

10.2 Schutzgut Arten und Lebensräume 

Innerhalb des Ergänzungsbereiches findet man für das Schutzgut Arten und Lebensräume nachfol-
gende Biotoptyp- und Nutzungstypen gemäß der Biotopwertliste der BayKompV vor: 
 

Biotop- und Nutzungstyp BCode Bedeutung für Naturhaushalt 
und Landschaftsbild 

Acker, intensiv A11 geringe Bedeutung 

 
Ferner liegt beplante Fläche nicht innerhalb von Schutzgebieten gemäß §§ 23-29 BNatSchG. Amt-

lich kartierte und gesetzlich geschützte Biotope sind von der Planung nicht betroffen. Eine Betrof-
fenheit besonders geschützter Arten von Anhang IV der FFH-Richtlinie ist aufgrund der Habi-
tatstrukturen ebenso nicht zu erwarten.  

 
Das Schutzgut Arten und Lebensräume besitzt für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eine 
geringe Bedeutung.  

10.3 Schutzgut Boden 

Innerhalb des Ergänzungsbereiches kommen vorherrschend kalkhaltiger Gley, gering verbreitet 

kalkhaltiger Humusgley aus Schluff bis Lehm (Flussmergel) über Carbonatsandkies (Schotter), ge-
ring verbreitet aus Talsediment vor. 

 
Das Schutzgut Boden kann als Boden mit hoher Ertragsfunktion werden. 
 
Das Schutzgut Boden weist gemäß dem Leitfaden zur Eingriffsregelung somit eine mittlere Bedeu-
tung (Acker) für den Naturhaushalt und für das Landschaftsbild auf. 

10.4 Schutzgut Wasser 

Der Änderungsbereich liegt außerhalb der Hochwassergefahrenflächen HQ 100. Oberflächenge-

wässer kommen innerhalb des Geltungsbereichs nicht vor. Der Ergänzungsbereich weist einen ho-
hen und intakten Grundwasserflurabstand auf.  

 
Das Schutzgut Wasser besitzt somit eine mittlere Bedeutung für den Naturhaushalt und für das 
Landschaftsbild. 

10.5 Schutzgut Klima und Luft 

Für das Schutzgut Klima/Luft finden wir im Ergänzungsbereich Flächen ohne kleinklimatisch wirk-
same Luftaustauschbahnen vor, sie erfüllen lediglich eine geringe lokalklimatische Funktion. 
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Das Schutzgut Klima/Luft besitzt eine geringe Bedeutung für den Naturhaushalt und für das Land-

schaftsbild 

10.6 Schutzgut Landschaftsbild 

Der Ergänzungsbereich liegt nord-westlich vom Ortskern entfernt. Der Ergänzungsbereich stellt 
aktuell eine Ackerfläche dar. Östlich und südlich schließt der Ergänzungsbereich unmittelbar an 
vorhandene Siedlungsflächen an.   
 
Das Schutzgut Landschaftsbild besitzt aufgrund seiner Ausstattung eine geringe Bedeutung für 
den Naturhaushalt und für das Landschaftsbild. 

10.7 Ermittlung der Eingriffsschwere 

Nachdem der Ausgangszustand der Schutzgüter im jeweiligen Untersuchungsraum ermittelt und 
bewertet worden ist, werden die möglichen Auswirkungen des Eingriffs auf die Funktions- und Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbilds prognostiziert. Die Erheblichkeit der 
Beeinträchtigung ist von der Intensität des Eingriffs, also der Stärke, Dauer und Reichweite der Wir-
kungen und von der Empfindlichkeit der betroffenen Schutzgüter, die sich in der jeweiligen Funkti-
onsausprägung niederschlägt, abhängig und im jeweiligen Einzelfall zu prognostizieren. Soweit 
möglich, sind dabei die direkten und indirekten bau-, anlagen- und betriebsbedingten Wirkungen 
der vorgesehenen Bebauung zu berücksichtigen. Die Ausgestaltung der geplanten Bebauung (ins-
besondere Anordnung und Dichte) beeinflusst die Intensität der konkreten Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft. So gehen etwa als Folge einer Versiegelung nahezu alle Schutzgutfunktio-
nen verloren. Der Bebauungsplan legt Art und Maß der baulichen Nutzung in Form eines äußeren 
Gesamtrahmens fest. Somit kann auch die Schwere der Beeinträchtigungen auf Natur und Land-
schaft überschlägig aus dem Maß der vorgesehenen baulichen Nutzung abgeleitet werden. Hierzu 
dient die Grundflächenzahl (GRZ).1 
 
Gemäß den Festsetzungen der Satzung ist für den Ergänzungsbereich eine GRZ von bis zu 0,35 zu-

lässig. Aus dem Maß der baulichen Nutzung wird der Beeinträchtigungsfaktor abgeleitet.  
 

Da nur Biotop- und Nutzungstypen geringer bis mittlerer naturschutzfachlicher Bedeutung be-
troffen sind, entspricht der Beeinträchtigungsfaktor der festgesetzten GRZ von 0,35.  

10.8 Maßnahmen zur Vermeidung des Eingriffs (keine Anrechnung beim Planungsfaktor) 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung eines Eingriffs gemäß der Anlage 2, Tabelle 2.1 werden im 
Rahmen der Bauleitplanung vorgesehen: 

 
a) Schutzgut Arten und Lebensräume 

▪ Verbot von tiergruppenschädigenden Anlagen oder Bauteile wie z.B. Sockelmauern bei Zäu-
nen 

 
b) Schutzgut Wasser 

▪ Vermeidung von Grundwasserabsenkungen infolge von Tiefbaumaßnahmen 
▪ Vermeidung der Einleitung von belastetem Wasser in Oberflächengewässer 

 

c) Schutzgut Boden 
▪ schichtgerechte Lagerung und ggf. Wiedereinbau des Bodens 

 
1 vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr: Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, München, Deutschland, 
2021, S. 15 
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10.9 Maßnahmen zur Vermeidung des Eingriffs und Anrechnung beim Planungsfaktor 

Folgende Maßnahmen zur Vermeidung eines Eingriffs gemäß der Anlage 2, Tabelle 2.2 werden im 
Rahmen der Bauleitplanung vorgesehen: 
 
Schutzgut Arten und Lebensräume 

▪ naturnahe Gestaltung der privaten Grünflächen, der Wohn- und Nutzgärten sowie der un-

bebauten Bereiche der privaten Grundstücke, z.B. durch Mindestanzahl von autochthonen 

Bäumen pro Grundstücksfläche → Zur Durchgrünung der Baugrundstücke sind pro ange-

fangenen 300 m² Grundstücksfläche ein heimischer Laubbaum der Wuchsklasse II. oder ein 

Obstbaum (Halbstamm oder Hochstamm) gemäß der Artenliste zu pflanzen. 

▪ dauerhafte Begrünung von Flachdächern → Garagen, Nebengebäude und Anbauten dürfen 

auch als Flachdach mit Dachbegrünung oder mit Pultdach ausgeführt werden. 
▪ Beleuchtung von Fassaden und Außenanlagen: Verwendung von Leuchtmitteln mit warm-

weißen LED-Lampen mit einer Farbtemperatur 2700 bis max. 3000 Kelvin 2700 bis max. 
3000 Kelvin. → Für die Beleuchtung von Fassaden und Außenanlagen sind warm-weiße 
LED-Leuchten zur Reduzierung der Insektenverluste einzusetzen. Es ist darauf zu achten, 
dass die Lichtstrahlung weitestgehend nach unten erfolgt.  

▪ Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch Verwendung versickerungsfähiger 
Beläge → Garagenzufahrten und Stellplätze sind zwingend wasserdurchlässig zu gestalten 
(z.B. als wassergebundene Wegedecke, Drainpflaster, Rasenfugenpflaster, Pflaster mit wei-

ten Fugen oder Schotterrasen). 
 

Für die oben angeführten textlich festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung des Eingriffs wird im 
Rahmen der vorliegenden Satzung und der Planungshoheit der Gemeinde Aholming ein Planungs-

faktor von 3 % angesetzt.  

10.10 Ermittlung des Ausgleichsbedarfs und des Planungsfaktors 

Trotz der Maßnahmen zur Eingriffsminimierung verbleiben Eingriffe in Natur und Landschaft. Sie 
können auch bei sorgfältigster Planung nicht vermieden oder minimiert werden. Die verbleibenden 
Eingriffe müssen ausgeglichen werden. 
 
Der rechnerisch ermittelte Ausgleichsbedarf kann bei Maßnahmen entsprechend Anlage 2, Tabelle 
2.2 um einen Planungsfaktor bis zu 20% reduziert werden, soweit im Rahmen der Weiterentwick-
lung und Optimierung der Planung durch Vermeidungsmaßnahmen am Ort des Eingriffs die Beein-
trächtigungen verringert werden.2 
 
Im vorliegenden Fall wird durch die Gemeinde Aholming ein Planungsfaktor von 3 % angesetzt. Der 
Ausgleichsbedarf kann somit um 3 % reduziert werden.  
 
Im Regelfall wird davon ausgegangen, dass über den rechnerisch ermittelten Ausgleichsbedarf 
auch die Beeinträchtigungen der Funktionen der nicht flächenbezogen bewertbaren Merkmale und 
Ausprägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume sowie der Schutzgüter biologische Vielfalt, 
Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft mit abgedeckt werden.3 
 
 
 

 
2 vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr: Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, München, Deutschland, 

2021, S. 19 
3 vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr: Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, München, Deutschland, 
2021, S. 20 
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Ermittlung des Ausgleichsbedarfs des Schutzguts 

Arten und Lebensräume   

  

      
  

Biotop- und Nutzungs-
typ 

BCode 
Wert-
punkte 

(WP)  

Fläche 
in m² 

Beein-
trächti-
gungs- 
faktor 

Ausgleichs-
bedarf (WP) 

Pla-
nungs-

faktor 

Aus-
gleichs-

bedarf 
mit Pla-
nungs-

faktor 

Acker A11 2 976 0,35 683 3% 663 

Gesamt     976   683   663 

10.11 Auswahl von geeigneten Ausgleichsmaßnahmen / Maßnahmenkonzept 

Die naturschutzrechtliche Kompensation für das gegenständliche Satzungsverfahren erfolgt durch 
die Bereitstellung einer entsprechend großen Teilfläche der Flur-Nr. 171 (Gmkg. Aholming).  
Bei der bereitgestellten Fläche handelt es sich um einen Acker (A11).  
 

Das vorgesehene Entwicklungsziel zur Kompensation des Eingriffs ist die Entwicklung einer Obst-
baumreihe (B312, 9 WP, mittlere Ausprägung,) mit einem mäßig extensiv genutzten, artenreichen 
Grünland (G212, 8 WP).  
 

Für die Maßnahme M1 wird als Entwicklungsziel die Entwicklung einer Obstbaumreihe (B312, 9 WP, 
mittlere Ausprägung,) mit einem mäßig extensiv genutzten, artenreichen Grünland (G212, 8 WP) 
vorgegeben. Aufgrund der Entwicklungszeit der Obstbaumreihe wird ein Wertpunkt abgezogen, so 
dass 8 Wertpunkte für die Maßnahme gesamthaft angesetzt werden können.  
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Hierzu werden folgende Herstellungsmaßnahmen erforderlich: 

▪ Ausgangszustand Acker: Ansaat einer autochthonen Saatgutmischung für eine Frischwiese 

(Herkunftsgebiet HK 16) mit anschließender drei- bis viermalige Mahd im Jahr mit Mähgutab-

fuhr zwischen Mitte Juni und Ende September für die Dauer von drei Jahren 

▪ Pflanzung von zwei Obstbäumen gemäß den zeichnerischen Festsetzungen, Mindest-

pflanzqualität = Hochstamm, alte Obstbaumsorten 
 

Nach der Herstellung werden dauerhaft folgende Pflege- und Unterhaltungsmaßnahmen durchge-
führt: 

▪ zweimalige Mahd im Jahr mit Mähgutabfuhr zwischen Mitte Juni und Mitte September 

▪ bei Ausfall von Obstbäumen sind diese gleichwertig und gleichartig zu ersetzen 

10.12 Bestimmung des Umfangs und Bewertung von Ausgleichsmaßnahmen / 
Bilanzierung 
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Ausgleichsmaßnahme 

B
C

O
D

E
 (

A
u

sg
a

n
g

sz
u

st
a

n
d

) 

B
io

to
p

- 
u

n
d

 N
u

tz
u

n
g

st
yp

 

B
ew

er
tu

n
g

 (
W

P
) 

B
C

O
D

E
 (

Z
ie

lz
u

st
a

n
d

) 

B
io

to
p

- 
u

n
d

 N
u

tz
u

n
g

st
yp

 

B
ew

er
tu

n
g

 (
W

P
) 

F
lä

ch
e 

in
 m

² 

A
u

fw
er

tu
n

g
 in

 W
P

 

E
n

ts
ie

g
el

u
n

g
sf

a
kt

o
r 

in
 %

 

A
u

sg
le

ic
h

su
m

fa
n

g
 in

 W
P

 

M1 A11 Acker 2 B312 mäßig extensiv 

genutztes, ar-

tenarmes Grün-

land 

8 111 6 0 666 

 
Bilanzierung der Ausgleichsmaßnahmen: 

▪ Rechnerisch ermittelter Kompensationsbedarf = 663 Wertpunkte 

▪ Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbereich = 666 Wertpunkte 
 
Ein ergänzender Kompensationsbedarf für nicht flächenbezogen bewertbare Merkmale und Aus-

prägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume werden nicht erforderlich.  
 
Beeinträchtigungen der Funktionen der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft werden mit 
dem Kompensationsbedarf für das Schutzgut Arten und Lebensräume abdeckt.  
 
Negative Beeinträchtigungen des Schutzguts Landschaftsbild ergeben sich unter Berücksichtigung 

der grünordnerischen Maßnahmen nicht. Ein zusätzlicher Kompensationsbedarf hinsichtlich des 
Schutzgutes Landschaftsbild wird nicht erforderlich.  
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11 Abwägung nach dem Baugesetzbuch 

Die Abwägung nach dem Baugesetzbuch ist in § 1 Abs. 7 BauGB geregelt. Demnach sind bei der 

Aufstellung von Bauleitplänen alle öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und unterei-
nander gerecht abzuwägen.  
 
Die bei der Abwägung zu berücksichtigenden umweltschützenden Belange sind in § 1a BauGB spe-
ziell hervorgehoben. Neben der Vermeidung und dem Ausgleich von Eingriffen sind nach §1a Abs. 2 
Satz 3 BauGB weitere Umweltbelange abwägungsrelevant, wie etwa der sparsame und schonende 
Umgang mit Grund und Boden, die Wiedernutzbarmachung von Flächen, Möglichkeiten der Innen-
entwicklung oder die Begrenzung von Bodenversiegelungen.4 
 
Die oben genannten abwägungsrelevanten Umweltbelange wurden in der vorliegenden Planung 
entsprechend gewürdigt. 
 

Die Bodenversiegelungen werden durch Festsetzungen begrenzt. Zudem sind für erforderliche Ver-
siegelungen versickerungsfähige Bodenbeläge zu verwenden.   
 

Der sparsame Umgang mit Grund und Boden wird durch eine ausgewogene Ausweisung einer ort-
verträglichen Parzelle sowie mit einer möglichen Bebauung mit zwei Vollgeschossen berücksich-
tigt.  
 

Die natürlichen Lebensgrundlagen werden durch entsprechende Festsetzungen wie ein Höchstmaß 
bei der Grundflächenzahl (GRZ) oder durch Pflanzgebote geschützt und entwickelt. Maßnahmen 
zur Anpassung an den Klimawandel werden durch Maßnahmen wie Baum- und Strauchpflanzungen 

sowie die Möglichkeit einer Dachbegrünung auf Anbauten, Garagen und Nebengebäuden innerhalb 
der Bauflächen vorgesehen. Eingriffe in Natur und Landschaft können hierdurch vor Ort vermindert 
und die biologische Vielfalt gesteigert werden.  
 

Die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen dienen zugleich zur Verbesserung und Erhöhung der Bio-

diversität.  
 

12 Zusammenfassende Erklärung 

Durch die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sowie den Maßnahmen zur Kompensation 
wird den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege in gebotenem Maße Rechnung 

getragen. 
 

 
4 vgl. vgl. Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr: Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, München, 
Deutschland, 2021, S. 28 


